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Text

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Landesverwaltungsgericht Niederösterreich erkennt durch den Richter

Hofrat Mag. Wallner über die Beschwerde von A, ***, ***, gegen den Bescheid der Landeshauptfrau von NÖ vom

13. September 2022, ***, in einer Angelegenheit nach dem Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG 1959) zu Recht:

1.   Die Beschwerde wird gemäß § 28 Absatz 1 und Absatz 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) als

unbegründet abgewiesen.

2.   Die Bauvollendungsfrist wird gemäß § 112 Absatz 1 Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG 1959) iVm § 17 VwGVG neu

festgelegt bis 30. September 2023.

3.   Eine Revision nach Artikel 133 Absatz 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) ist gegen dieses Erkenntnis nicht zulässig.

Entscheidungsgründe:

Die Landeshauptfrau von NÖ erteilte der Marktgemeinde *** mit Bescheid vom 13.09.2022, *** gemäß § 10 und 38

WRG 1959 die wasserrechtliche Bewilligung für einen HorizontalDlterbrunnen auf Grundstück Nr. ***, KG ***, zur

Trink- und Nutzwasserentnahme im Ausmaß von 4 l/s bzw. 345,6 m³/Tag bzw. 65 000 m³/a sowie die Anbindung dieses

Brunnens an das bestehende Trinkwassernetz, die Errichtung und Betrieb einer ÜberlauIeitung vom Brunnen in die

***, weiters für eine Geländeabsenkung auf diesem Grundstück mit einem Volumen von 60 m³ und eine UV-Anlage zur

Desinfektion. Das Wasserbenutzungsrecht wurde befristet bis 20.09.2112 erteilt, die Bauvollendungsfrist bis
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30.06.2023 festgelegt.

Gleichzeitig legte die Behörde ein Schutzgebiet mit zwei Schutzzonen fest und stellte für die betroJenen

Grundstückseigentümer der Schutzzone II eine Entschädigung dem Grunde nach fest. Schließlich wurden der

Marktgemeinde *** noch Verfahrenskosten auferlegt.

Dagegen erhob A mit Schreiben vom 22.10.2022 fristgerecht Beschwerde und brachte vor, Eigentümer der

Grundstücke ***, ***, ***, ***, ***, ***, *** und ***, alle KG ***, zu sein und dass er durch die Ausweisung seiner

Grundstücke vor vollendete Tatsachen gestellt worden wäre. Er müsse strenge AuIagen betreJend Dünger und

Spritzmittel dulden sowie AufzeichnungspIichten bei der Bearbeitung durchführen. Er hätte bis jetzt nicht zugestimmt

und wäre nicht nachvollziehbar, dass kein Stalldünger auf dem Acker aufgebracht werden könne. Nach den

vorhandenen Wasseruntersuchungen seien keine Keime in der Quellfassung vorhanden, obwohl im letzten Jahr

Stallmist am Acker im Schutzgebiet ausgebracht worden wäre.

Durch die auferlegten Maßnahmen würden seine Rechte erheblich eingeschränkt, eine Entschädigung wäre aber noch

nicht geklärt worden. Es bestünde ein gültiger Pachtvertrag für die nächsten sechs Jahre, der Pächter hätte aber an der

Verhandlung nicht teilnehmen dürfen. Die betroJenen Grundstücke befänden sich im Natura 2000 Schutzgebiet und

dürfe nach der AuIage im Schutzgebiet kein Fremdmaterial zugeführt werden. Eine solche wäre aber unbedingt

notwendig. Dieser Widerspruch gehöre von einem Sachverständigen geklärt. Außerdem läge der Brunnen in

unmittelbarer Nähe der ***.

Die Laufzeit für das Schutzgebiet wäre nur für 30 Jahre möglich, 90 Jahre würden einer Enteignung gleichkommen. Eine

angebotene Jahrespauschale mit € 80 wäre nicht wertgesichert, es wären ungefähr 5.000 m² Schutzgebiet, die mit €

0,80 pro Quadratmeter zu berechnen wären.

Beantragt werde, den Bescheid aufzuheben, da nichts mit der Gemeinde und den Grundeigentümern geklärt worden

wäre.

Das Landesverwaltungsgericht Niederösterreich hat Beweis erhoben durch Einsichtnahme in den Verwaltungsakt.

Folgender Sachverhalt wird anhand der klaren Aktenlage als erwiesen festgestellt:

Der Beschwerdeführer ist Eigentümer der Grundstücke mit den Nrn. ***, ***, ***, ***, ***, ***, *** und ***, alle KG

***. Diese Grundstücke sind Bestandteil der Schutzzone II für einen Entnahmebrunnen auf dem Grundstück Nr. ***,

KG ***, zum Zwecke der Trinkwasser- und Nutzwasserversorgung. Mit dem Bescheid vom 13.09.2022 hat die

Landeshauptfrau von NÖ einerseits die wasserrechtliche Bewilligung für den genannten HorizontalDlterbrunnen

gegenüber der Marktgemeinde *** ausgesprochen, andererseits die Schutzzonen I und II festgelegt sowie eine

Entschädigung dem Grunde nach für die betroJenen Grundeigentümer der Grundstücke in der Schutzzone II

ausgesprochen. Die Eigentümer einschränkenden Maßnahmen wurden vom geohydrologischen

Amtssachverständigen vorgegeben und vom agrartechnischen Amtssachverständigen unter Bezugnahme auf die

Nitrataktionsprogramm-Verordnung und die Richtlinie für sachgerechte Düngung des Bundesministers für Land- und

Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft befürwortet.

Das Landesverwaltungsgericht Niederösterreich hat erwogen:

Gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid einer

Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit.

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das

Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Nach § 28 Abs. 2 leg. cit. hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der

Sache selbst zu entscheiden, wenn

1.  der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder

2.  die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das Verwaltungsgericht

selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Die für gegenständliche Beschwerdesache relevanten Bestimmungen des WRG 1959 lauten auszugsweise:
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„Benutzung des Grundwassers.

§ 10.

1. (1) Der Grundeigentümer bedarf zur Benutzung des Grundwassers für den notwendigen Haus- und

Wirtschaftsbedarf keiner Bewilligung der Wasserrechtsbehörde wenn die Förderung nur durch handbetriebene

Pump- oder Schöpfwerke erfolgt oder wenn die Entnahme in einem angemessenen Verhältnis zum eigenen

Grunde steht.

2. (2) In allen anderen Fällen ist zur Erschließung oder Benutzung des Grundwassers und zu den damit im

Zusammenhang stehenden Eingriffen in den Grundwasserhaushalt sowie zur Errichtung oder Änderung der

hiefür dienenden Anlagen die Bewilligung der Wasserrechtsbehörde erforderlich.

3. (3) ...

...

Schutz von Wasserversorgungsanlagen (Wasserschutzgebiete)

§ 34.

1. (1) Zum Schutze von Wasserversorgungsanlagen gegen Verunreinigung (§ 30 Abs. 2) oder gegen eine

Beeinträchtigung ihrer Ergiebigkeit kann die zur Bewilligung dieser Anlagen zuständige Wasserrechtsbehörde –

zum Schutze von nicht bewilligungspflichtigen Wasserversorgungsanlagen die Bezirksverwaltungsbehörde –

durch Bescheid besondere Anordnungen über die Bewirtschaftung oder sonstige Benutzung von Grundstücken

und Gewässern treffen, die Errichtung bestimmter Anlagen untersagen und entsprechende Schutzgebiete

bestimmen. Darüber hinaus kann – nach Anhörung der gesetzlichen Interessenvertretungen – auch der Betrieb

bestehender Anlagen und Unternehmungen im notwendigen Ausmaß eingeschränkt werden. Die besonderen

Anordnungen sind tunlichst gleichzeitig in jenem Bescheid, mit dem die wasserrechtliche Bewilligung für die zu

schützende Anlage erteilt wird, zu treffen. Die Änderung solcher Anordnungen ist zulässig, wenn der Schutz der

Wasserversorgung dies gestattet oder erfordert.

2. (2) Zum Schutz der allgemeinen Wasserversorgung kann der Landeshauptmann ferner mit Verordnung

bestimmen, daß in einem näher zu bezeichnenden Teil des Einzugsgebietes (Schongebiet) Maßnahmen, die die

Beschaffenheit, Ergiebigkeit oder Spiegellage des Wasservorkommens zu gefährden vermögen, vor ihrer

Durchführung der Wasserrechtsbehörde anzuzeigen sind oder der wasserrechtlichen Bewilligung bedürfen, oder

nicht oder nur in bestimmter Weise zulässig sind. Zugleich kann die wasserrechtliche Bewilligung für solche

Maßnahmen an die Wahrung bestimmter Gesichtspunkte gebunden werden. Solche Regelungen sind im

gebotenen Maße nach Maßgabe der örtlichen Verhältnisse abgestuft zu treffen. Die Anordnung von

Betretungsverboten darf überdies nur insoweit erfolgen, als das Interesse am Schutz der Wasserversorgung die

Interessen von Berechtigten oder der Allgemeinheit am freien Zugang zu den in Betracht kommenden Flächen

übersteigt.

3. (2a) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft ist zur Erlassung einer

Verordnung nach Abs. 2 zuständig, wenn

1. a)

eine ländergrenzenübergreifende Regelung erforderlich ist, oder

2. b)

die Regelung gemeinsam mit einer wasserwirtschaftlichen Rahmenverfügung zu treffen ist.

4. (3) Auf anzeigepflichtige Maßnahmen gemäß Abs. 2 findet § 114 Anwendung.

5. (4) Wer nach den vorstehenden Bestimmungen seine Grundstücke und Anlagen oder ein Nutzungsrecht im Sinne

des Grundsatzgesetzes 1951 über die Behandlung der Wald- und Weidenutzungsrechte sowie besonderer

Felddienstbarkeiten, BGBl. Nr. 103, nicht auf die Art oder in dem Umfang nutzen kann, wie es ihm auf Grund

bestehender Rechte zusteht, ist dafür vom Wasserberechtigten angemessen zu entschädigen (§ 117).

6. (5) Auf Antrag der Wasserrechtsbehörde sind die sich aus ihren Anordnungen ergebenden Beschränkungen im

Grundbuch ersichtlich zu machen.

7. (6) Soweit Maßnahmen und Anlagen, die eine Wasserversorgung im Sinne der vorstehenden Bestimmungen

beeinträchtigen können, den Gegenstand eines behördlichen Verfahrens bilden, hat das in Betracht kommende

Wasserversorgungsunternehmen oder die in Betracht kommende Gemeinde Parteistellung im Sinne des § 8 AVG.

8. (7) Die Vollziehung einer gemäß Abs. 2 oder 2a erlassenen Verordnung obliegt der Bezirksverwaltungsbehörde.

Bedarf eine gemäß Abs. 2 bewilligungs- oder anzeigepflichtige Maßnahme noch einer weiteren, in die
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Zuständigkeit des Landeshauptmannes oder des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und

Wasserwirtschaft fallenden wasserrechtlichen Bewilligung, so ist diese Behörde zuständig.

...

VIERTER ABSCHNITT

Von der Abwehr und Pflege der GewässerBesondere bauliche Herstellungen.

§ 38.

1. (1) Zur Errichtung und Abänderung von Brücken, Stegen und von Bauten an Ufern, dann von anderen Anlagen

innerhalb der Grenzen des Hochwasserabflusses fließender Gewässer oder in Gebieten, für die ein gemäß § 42a

Abs. 2 Z 2 zum Zweck der Verringerung hochwasserbedingter nachteiliger Folgen erlassenes

wasserwirtschaftliches Regionalprogramm (§ 55g Abs. 1 Z 1) eine wasserrechtliche Bewilligungspflicht vorsieht,

sowie von Unterführungen unter Wasserläufen, schließlich von Einbauten in stehende öffentliche Gewässer, die

nicht unter die Bestimmungen des § 127 fallen, ist nebst der sonst etwa erforderlichen Genehmigung auch die

wasserrechtliche Bewilligung einzuholen, wenn eine solche nicht schon nach den Bestimmungen des § 9 oder

§ 41 dieses Bundesgesetzes erforderlich ist. Die Bewilligung kann auch zeitlich befristet erteilt werden.

2. (2) Bei den nicht zur Schiff- oder Floßfahrt benutzten Gewässerstrecken bedürfen einer Bewilligung nach Abs. 1

nicht:

1. a)

Drahtüberspannungen in mehr als 3 m lichter Höhe über dem höchsten Hochwasserspiegel, wenn die

Stützen den Hochwasserablauf nicht fühlbar beeinflussen;

2. b)

kleine Wirtschaftsbrücken und -stege; erweist sich jedoch eine solche Überbrückung als schädlich oder

gefährlich, so hat die Wasserrechtsbehörde über die zur Beseitigung der Übelstände notwendigen

Maßnahmen zu erkennen.

3. (3) Als Hochwasserabflußgebiet (Abs. 1) gilt das bei 30jährlichen Hochwässern überflutete Gebiet. Die Grenzen

der Hochwasserabflußgebiete sind im Wasserbuch in geeigneter Weise ersichtlich zu machen.

...

Fristen.

§ 112.

1. (1) Zugleich mit der Bewilligung sind angemessene Fristen für die Bauvollendung der bewilligten Anlage

kalendermäßig zu bestimmen; erforderlichenfalls können auch Teilfristen für wesentliche Anlagenteile festgesetzt

und Fristen für den Baubeginn bestimmt werden. Fristverlängerungen, die durch das Beschwerdeverfahren vor

den Verwaltungsgerichten notwendig werden, sind von Amts wegen vorzunehmen. Die Nichteinhaltung solcher

Fristen hat bei Wasserbenutzungsanlagen das Erlöschen des Wasserbenutzungsrechtes (§ 27 Abs. 1 lit. f) zur

Folge, sofern nicht die Wasserrechtsbehörde gemäß § 121 Abs. 1, letzter Satz, hievon absieht.

2. (2) ...

...

Entschädigungen und Beiträge.

§ 117.

1. (1) Über die Pflicht zur Leistung von Entschädigungen, Ersätzen, Beiträgen und Kosten, die entweder in diesem

Bundesgesetz oder in den für die Pflege und Abwehr bestimmter Gewässer geltenden Sondervorschriften

vorgesehen sind, entscheidet, sofern dieses Bundesgesetz (§ 26) oder die betreffende Sondervorschrift nichts

anderes bestimmt, die Wasserrechtsbehörde. In der Entscheidung ist auszusprechen, ob, in welcher Form (Sach-

oder Geldleistung), auf welche Art, in welcher Höhe und innerhalb welcher Frist die Leistung zu erbringen ist.

Gebotenenfalls können auch wiederkehrende Leistungen und die Sicherstellung künftiger Leistungen vorgesehen

sowie die Nachprüfung und anderweitige Festlegung nach bestimmten Zeiträumen vorbehalten werden.

2. (2) Bei Ansuchen um Verleihung einer wasserrechtlichen Bewilligung oder um Einräumung eines Zwangsrechtes

sind die im Abs. 1 bezeichneten Leistungen in der Regel schon in dem über das Ansuchen ergehenden Bescheide

festzusetzen und nur, wenn dies nicht möglich ist, binnen angemessener, ein Jahr nicht überschreitender Frist

durch Nachtragsbescheid zu bestimmen. Diesem Nachtragsbescheide kann eine eigene mündliche Verhandlung

(§ 107) vorangehen.



3. (3) ...

...“

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 13. September 2022 wird einerseits der Marktgemeinde *** eine

wasserrechtliche Bewilligung für einen HorizontalDlterbrunnen sowie eine Geländeabsenkung auf dem Grundstück Nr.

***, KG ***, und eine UV-Anlage erteilt, andererseits im Spruchpunkt II. ein Schutzgebiet, bestehend aus Schutzzone I

und II, festgelegt und in Spruchpunkt III. den betroJenen Grundstückseigentümern der Schutzzone II eine

Entschädigung dem Grunde nach gemäß § 34 iVm § 117 WRG 1959 ausgesprochen.

Der Beschwerdeführer ist Eigentümer einiger Grundstücke der Schutzzone II.

Als Eigentümer eines Grundstückes, welches im Zuge eines Wasserrechtsverfahrens für die Festlegung einer

Schutzzone herangezogen wird, hat dieser kein Recht, der Einbeziehung seines Grundstückes erst zuzustimmen. Die

Einbeziehung erfolgt amtswegig.

Nach § 34 Abs. 1 WRG 1959 hat die Wasserrechtsbehörde zum Schutz von Wasserversorgungsanlagen – hier

gegenständlich ist die Errichtung eines Grundwasserbrunnens – Anordnungen über die Bewirtschaftung und

Benutzung von Grundstücken zu treffen und Schutzgebiete zu bestimmen.

§ 34 Abs. 1 WRG sieht eine Zustimmung der betroJenen Grundeigentümer zur Festlegung eines Schutzgebietes nicht

vor (vgl. VwGH vom 22.04.2010, 2008/07/0099 und VwGH vom 28.01.2016, Ra 2015/07/0146).

Das Vorbringen, der Beschwerdeführer müsse strenge AuIagen betreJend Dünger und Spritzmittel dulden sowie dass

er AufzeichnungspIichten bei der Bearbeitung seiner landwirtschaftlichen NutzIächen hätte, wird durch die

Einräumung einer Entschädigung unbeachtlich und wurden die Maßnahmen in der Schutzzone II aus

geohydrologischer und agrartechnischer Sicht gefordert.

Der Wasserberechtigte hat nämlich nach § 34 Abs. 4 WRG 1959 Grundeigentümer, deren Grundstücke in ein

Schutzgebiet einbezogen werden, angemessen zu entschädigen.

Es ist weiters nach der Judikatur des VwGH ausreichend, wenn hinsichtlich des Ausspruches einer Entschädigung

lediglich eine Entscheidung dem Grunde nach erfolgt, d.h. dass den betroJenen Grundeigentümern für die durch das

eingeräumte Schutzgebiet auferlegten Beschränkungen jedenfalls eine Entschädigung zusteht.

Zumindest die Frage, ob die Bewirtschaftungserschwernis dem Grunde nach einer Entschädigung bedürfe, muss

gleichzeitig mit der Festlegung der Schutzgebiete entschieden werden (vgl. VwGH vom 12.12.1996, 96/07/0036).

Der Beschwerdeführer meint, dass er durch die auf seinem Grundstück auferlegten Maßnahmen in seinen Rechten

erheblich eingeschränkt werde und eine Entschädigung zustehe, welche aber mit der Marktgemeinde *** nicht geklärt

werden hätte können, da es bisher keinen Verhandlungstermin dazu gegeben hätte. Dazu ist festzuhalten, dass nach §

117 Abs. 2 iVm § 34 Abs. 4 WRG 1959 innerhalb eines Jahres von der Wasserrechtsbehörde ein Nachtragsbescheid

über die Festlegung einer Entschädigung zu erlassen sein wird.

Die Anmerkung in der Beschwerde, der Pächter seiner Grundstücke hätte an der mündlichen Verhandlung nicht

teilnehmen dürfen, ist nicht geeignet, einen Verfahrensfehler aufzuzeigen.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes sind unter anderem Bestandnehmer (Mieter und Pächter) im

Verfahren zur Festsetzung eines Schutzgebietes nicht Partei (vgl. VwGH vom 12.12.1996, 96/07/0036 und VwGH vom

29.01.2015, 2013/07/0292).

Der Umstand, dass sich die Grundstücke des Beschwerdeführers allenfalls im Natura-2000-Schutzgebiet beDnden

könnten, ist im Wasserrechtsverfahren nicht zu erörtern, dafür ist ein Naturschutzverfahren vorgesehen.

Der Beschwerdeführer vermeint einen Widerspruch in den auferlegten Wirtschaftsbeschränkungen darin zu sehen,

dass kein Fremdmaterial zugeführt werden dürfe, er aber im Falle des Hochwassers das Grundstück nur wieder

bewirtschaftbar machen könne, indem er solches unbedingt zuführen müsse.

Der Beschwerdeführer spricht damit den AuIagenpunkt 13. der Schutzgebietsmaßnahmen in Spruchteil II des

angefochtenen Bescheides vom 13.09.2022 an.

Dieser lautet:
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„Anlandungen und Erosionsschäden, die infolge von Hochwasserereignissen eintreten, sind so zu sanieren, dass die

ursprüngliche Geländeoberkante wiederhergestellt wird. Die Zufuhr von Fremdmaterial ist verboten.“

Der Terminus „Fremdmaterial“ meint, dass nicht Material zugeführt werden darf, um sich etwa Deponiegebühren zu

ersparen. Eine exakte Formulierung des Materials, welches als geeignet anzusehen ist und ausschließlich zugeführt

werden darf, gestaltet sich schwierig. Es wird mit diesem Terminus zum Ausdruck gebracht, das Material, welches

qualitativ gleichwertig ist, sehr wohl zugeführt werden darf, um den Punkt 13. erfüllen zu können. Anders lässt sich

diese Vorschreibung auch nicht verstehen, da im Falle des Abschwemmens von Erdreich ein Materialverlust auf

gegenständlichem Grundstück vorliegt, welcher ausgeglichen werden muss.

Um einem Vorwurf des unerlaubten Zuführens von fremdem nicht geeignetem Material nicht ausgesetzt zu sein, wird

es ratsam sein, allenfalls zuzuführendes Material einer Untersuchung unterziehen zu lassen und den entsprechenden

Beleg aufzubewahren.

In der Beschwerde wird auch angeführt, dass der gegenständliche Brunnen in unmittelbarer Nähe des Flusses ***

liege und dazu die Naturschutzbehörde Stellung nehmen müsse. Angemerkt wird zu diesem Punkt, dass der

gegenständliche Brunnen auf Grundstück Nr. ***, KG ***, laut Projekt 1,5 m über Geländeoberkante hochgezogen

werden muss, um auch im Hochwasserfall das Eindringen von OberIächengewässern zu verhindern. Außerdem ist um

den Schacht eine Wallschüttung vorgesehen. Dazu wird auf die AuIagen 1. bis 3. des Bescheides vom 13.09.2022 in

Spruchpunkt I. verwiesen.

Diese lauten wie folgt:

„1. Der Brunnen ist gegen das Eindringen von oberIächennahem Sickerwasser abzusichern (z.B. Lehmschlag). Dabei ist

gegen Versickerungen entlang der Schachtwand Vorsorge zu treffen.

2. Der Schachtbrunnen ist mindestens 150 cm über das bestehende Gelände (vor der Geändeabsenkung)

hochzuziehen.

3. Der Brunnenschacht ist bis zum höchsten Grundwasserspiegel dicht herzustellen. Kabel- und Rohrdurchführungen

sind dicht in das Schachtbauwerk einzubinden.“

Das Vorbringen, die Laufzeit des Schutzgebietes wäre nur für 30 Jahre möglich und würde eine solche von 90 Jahren

einer Enteignung gleichkommen, kann nicht zum Erfolg führen. Die Festlegung der Bewilligungsdauer erfolgt

amtswegig. Rechtsgrundlage dafür ist § 21 WRG 1959. In dessen Absatz 1 wird geregelt, dass bei Wasserentnahmen

eine Bewilligungsdauer bis zu 90 Jahren ausgesprochen werden kann.

Auf den noch zu erlassenden Nachtragsbescheid, in dem die Entschädigung für den Beschwerdeführer festzulegen

sein wird, wird hingewiesen. Mit der Entschädigung erfolgt die Abgeltung der auferlegten Wirtschaftsbeschränkungen

und

– erschwernisse.

Von der Durchführung einer öJentlichen mündlichen Verhandlung konnte gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG abgesehen

werden, da der entscheidungsrelevante Sachverhalt geklärt und daher eine Verhandlung nicht erforderlich ist. Eine

mündliche Erörterung lässt eine weitere Klärung der Rechtssache auch nicht erwarten und wurden in der Beschwerde

keine Rechts- und Tatsachenfragen solcherart aufgeworfen, welche eine Durchführung erforderlich gemacht hätten.

Dem Entfall der Verhandlung stehen daher weder Art. 6 Abs. 1 EMRK noch Art. 47 Grundrechtecharta entgegen. Es

handelt sich im vorliegenden Beschwerdeverfahren ausschließlich um Tat- und Rechtsfragen, zu deren Lösung im

Sinne der Judikatur des EGMR eine mündliche Verhandlung nicht geboten ist (vgl. VwGH vom 24.06.2014,

2014/05/0059 u.a.). Eine mündliche Verhandlung wurde von keiner Partei beantragt.

Die Frage der Entschädigung ist in einem eigenen Verfahren mit Nachtragsbescheid zu erledigen.

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seiner Entscheidung auszusprechen, ob eine Revision

nach Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist.

Eine Revision nach Artikel 133 Abs. 4 B-VG ist nicht zulässig, da in gegenständlicher Angelegenheit keine Rechtsfrage

von grundsätzlicher Bedeutung zu lösen war. Die Entscheidung weicht weder von der Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt eine solche oder liegt eine nicht einheitliche Rechtsprechung vor.

https://www.jusline.at/gesetz/wrg/paragraf/21
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a
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